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§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen  

 „Schlittschuhclub Kondor Ittling e.V.“. 
 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Straubing und ist im Ver-
einsregister des Amtsgerichts Straubing unter der Regis-
ter-Nummer VR383 eingetragen. 

 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

(4) Der Verein ist Mitglied des Bayerischen Landes-
Sportverbandes e. V. unter der Vereinsnummer 21200 und er-
kennt dessen Satzung und Ordnungen an. 

§ 2 Vereinszweck 

(1) Vereinszweck ist die Pflege und Förderung des Sports. 

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung. 

 Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in ers-
ter Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  

 Mittel des Vereins sowie etwaige Überschüsse werden nur 
für satzungsgemäße Zwecke verwendet. Die Mitglieder erhal-
ten keine Anteile am Überschuß und – in ihrer Eigenschaft 
als Mitglieder – auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mit-
teln des Vereins. Der Verein darf keine Person durch Auf-
gaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergünstigungen begünstigen. 

 Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder haben kei-
nen Anspruch auf das Vereinsvermögen. 

 Eine Änderung im Status der Gemeinnützigkeit zeigt der 
Verein unverzüglich dem Bayerischen Landessportverband 
e.V., den zuständigen Fachverbänden, sowie dem Finanzamt 
für Körperschaften an. 

§ 3 Vereinstätigkeit 

(1) Die Verwirklichung des Vereinszwecks sieht der Verein 
insbesondere in der Ausübung des Eishockeysports. 

 

(2) Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 
 

(3) Die Verwirklichung der satzungsgemäßen Zwecke erfolgt 
unter Berücksichtigung der Belange des Umwelt- und Natur-
schutzes, soweit dies ohne Beeinträchtigung eines effi-
zienten Sportbtriebes möglich ist. 
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§ 4 Vergütungen für die Vereinstätigkeit 

(1) Die Vereins-und Organämter werden grundsätzlich ehrenamt-
lich ausgeübt, soweit nicht diese Satzung etwas anderes 
bestimmt. 

(2) Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushalts-
rechtlichen Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage 
eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer ange-
messenen - auch pauschalierten – Aufwandsentschädigung 
ausgeübt werden. 

(3) Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit 
nach Absatz (2) trifft die Mitgliederversammlung. Gleiches 
gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein 
gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung oder Aufwands-
entschädigung zu beauftragen. Maßgebend ist die Haushalts-
lage des Vereins. 

(5) Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Füh-
rung der Geschäftsstelle ist der Vorstand ermächtigt, im 
Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten, hauptamt-
lich Beschäftigte anzustellen. 

(6) Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Ver-
eins einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für 
solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den 
Verein entstanden sind. 

(7) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb 
einer Frist von vier Wochen nach seiner Entstehung geltend 
gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die 
Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffähig 
sein müssen, nachgewiesen werden. 

(8) Von der Mitgliederversammlung kann beschlossen werden, die 
Aufwandsentschädigung nach Absatz 2 und den Aufwendungser-
satz nach Absatz 6 im Rahmen der steuerrechtlichen Mög-
lichkeiten auf Pauschalbeträge und Pauschalsätze zu be-
grenzen. 

(9) Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins, 
die vom Vorstand erlassen und geändert wird. 

§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. 
 

(2) Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der 
Vorstand. Mit Beschlussfassung beginnt die Mitgliedschaft. 
Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der Unterschrift 
eines gesetzlichen Vertreters. 

 

(3) Eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch den Vorstand ist 
nicht anfechtbar. 
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§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft und Ordnungsmaßnahmen 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod, Ausschluß 
oder Streichung der Mitgliedschaft. Mit der Beendigung der 
Mitgliedschaft enden automatisch von dem Betroffenen aus-
geübte Vereinsämter. 

 

(2) Der Austritt ist dem Vorstand gegenüber schriftlich zu 
erklären. Der Austritt ist jederzeit unter Einhaltung ei-
ner Frist von einem Monat zum Ende des Geschäftsjahres zu-
lässig. 

 

(3) Ein Mitglied kann aus dem Verein auf Antrag eines anderen 
Mitglieds oder eines Organs ausgeschlossen werden, wenn 

a) sein Verhalten in grober Weise gegen die Satzung oder die 
Interessen des Vereins verstößt. 

b) wenn es sich unehrenhaft verhält, sowohl innerhalb als 
auch außerhalb des Vereinslebens, 

c) wenn das Mitglied trotz schriftlicher Mahnung seiner Bei-
tragspflicht nicht nachgekommen ist, 

d) wenn das Mitglied wiederholt gegen Beschlüsse und/oder An-
ordnungen der Vereinsorgane verstößt 

e) wenn das Mitglied die Amtsfähigkeit (§ 45 StGB) verliert. 

 

(4) Über den Ausschluß entscheidet auf Antrag des Vorstandes 
die Mitgliederversammlung mit Zweidrittelmehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen. Vor dem Antrag des Vorstandes 
an die Mitgliederversammlung ist dem Betroffenen Gelegen-
heit zur Äußerung zu geben.  

(5) Der Betreffende kann den Ausschlußbeschluss binnen eines 
Monats gerichtlich anfechten. Die Anfechtung hat keine 
aufschiebende Wirkung. Ficht das Mitglied den Ausschlußbe-
schluss nicht binnen eines 14 Tagen nach Beschlussfassung 
durch die Mitgliederversammlung gerichtlich an, so wird 
der Beschluss wirksam. Eine gerichtliche Anfechtung ist 
dann nicht mehr möglich. Die Frist beginnt jeweils mit Zu-
stellung des Ausschlußbeschlusses. 

 

(6) Eine Streichung der Mitgliedschaft ist zulässig, wenn das 
Mitglied trotz zweimaliger Mahnung (auf schriftlichem oder 
elektronischem Weg) durch den Vorstand mit der Zahlung des 
Mitgliedsbeitrags und/oder Eiszeitgeld in Rückstand ist. 
Die Streichung kann durch den Vorstand erst beschlossen 
werden, wenn seit Absendung des zweiten Mahnschreibens, 
das den Hinweis auf die Streichung zu enthalten hat, sechs 
Wochen vergangen sind. 
 

(7) Ein Mitglied kann nach vorheriger Anhörung vom Vorstand 
bei Vorliegen einer der in Abs. 3 für den Vereinsaus-
schluss genannten Voraussetzungen mit folgenden Ordnungs-
maßnahmen belegt werden: 
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a) Verweis, 
b) Ordnungsgeld in angemessener Höhe. Die Obergrenze liegt 
bei € 250,00, 
c) Ausschluss für längstens ein Jahr an der Teilnahme an 
sportlichen und sonstigen Veranstaltungen des Vereins oder 
der Verbände, welchen der Verein angehört, 
d) Betretungs- und Benutzungsverbot für längstens ein Jahr 
für alle vom Verein betriebenen Sportanlagen und Gebäude. 
 

(8) Alle Beschlüsse sind dem betroffenen Vereinsmitglied mit-
tels einge-schriebenen Briefes oder per Boten zuzustellen; 
die Wirkung des Ausschlussbeschlusses tritt jedoch bereits 
mit der Beschlussfassung ein. 

 
(9) Bei Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche 

aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. Noch ausstehende Ver-
pflichtungen aus dem Mitgliedschaftsverhältnis, insbeson-
dere ausstehende Beitragspflichten, bleiben hiervon jedoch 
unberührt. 

§ 6 Beiträge 

(1) Jedes Mitglied hat einen Beitrag zu leisten, welcher in 
der Beitragsordnung (Präambel B zur Satzung) geregelt ist. 

(2) Die Beiträge sowie deren Fälligkeit werden von der Mit-
gliederversammlung festgesetzt; die Fälligkeit tritt ohne 
Mahnung ein.  

(3) Die Beiträge dürfen nicht so hoch sein, dass die Allge-
meinheit von der Mitgliedschaft ausgeschlossen wäre.  

(4) Einem Mitglied, das unverschuldet in eine finanzielle 
Notlage geraten ist, kann der Betrag gestundet oder für 
die Zeit der Notlage ganz oder teilweise erlassen werden. 
Über ein Stundungs- oder Erlassgesuch entscheidet der Vor-
stand.  

(5) Bei einem begründeten Finanzbedarf des Vereines kann die 
Erhebung einer zusätzlichen Umlage in Form einer Geldleis-
tung beschlossen werden. Diese darf das 3-fache eines Jah-
resbeitrages nicht überschreiten. Eine Staffelung entspre-
chend der Beitragsordnung ist möglich. 

(6) Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der 
Bankverbindung und der Anschrift unverzüglich mitzuteilen. 

(7) Mitglieder, die nicht am Lastschriftverfahren teilnehmen, 
tragen den erhöhten Verwaltungsaufwand des Vereins durch 
eine Bearbeitungsgebühr, die der Vorstand durch Beschluss 
festsetzt. 

(8) Bei unterjährigem Eintritt wird der Beitrag periodisch 
(auf monatlicher Basis) berechnet. 

§ 7 Organe des Vereins 

 Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitglieder-
versammlung. 
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§ 8 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellver-
tretenden Vorsitzenden, dem Kassier sowie dem Schriftfüh-
rer (Vorstand im Sinne des §26 BGB). 

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch je 
zwei dieser Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten. Im 
Innenverhältnis gilt, dass der Vorstand zum Abschluss von 
Rechtsgeschäften jeglicher Art mit einem Geschäftswert von 
mehr als EURO 5.000 für den Einzelfall bzw. bei Dauer-

schuldverhältnissen im Jahresgeschäftswert von mehr als 
EURO 9.999 der vorherigen Zustimmung durch die Mitglieder-

versammlung bedarf, soweit der Umfang der Vertretungsmacht 
nicht durch die Finanzordnung (Präambel A zur Satzung) an-
ders geregelt ist. 

(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die 
Dauer von zwei Jahren gewählt. Er bleibt jedoch bis zur 
satzungsgemäßen Neuwahl des Vorstandes im Amt. Vorstands-
mitglieder können ihr Amt jederzeit niederlegen, sofern 
dies nicht zur Unzeit(*) erfolgt. Scheidet ein Mitglied 
des Vorstandes vor Ablauf der Amtsperiode aus, so ist von 
der Mitgliederversammlung für den Rest der Amtsperiode ei-
nes neues Vorstandsmitglied hinzu zu wählen. 

(4) Eine Wiederwahl ist möglich. 

(5) Verschiedene Vorstandsämter können von einer Person nur 
dann wahrgenommen werden, wenn ein Vorstandsmitglied früh-
zeitig ausscheidet und dieses Amt durch eine Nachwahl 
nicht besetzt werden kann. Das gilt jedoch nur bis zur 
nächsten Mitgliederversammlung. Insbesondere können jedoch 
Vorstandsmitglieder kein weiteres Amt in einem Aufsichts-
organ des Vereins wahrnehmen. 

(6) Wählbar sind nur Vereinsmitglieder, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben.  

(7) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Im Innenver-
hältnis kann die Vollmacht durch eine Vereinsordnung be-
schränkt werden. 

(8) Der Vorstand ist, unabhängig davon, ob alle Vorstandsämter 
besetzt sind, beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mit-
glieder anwesend sind. 

(9) Die Abgeltung des Aufwendungsersatzes ist in der Finanzor-
dnung des Vereines geregelt. 

(10) Vorstandsmitglieder nach §9 Abs. 1 können nur Vereinsmit-
glieder werden. 

(11) Der Vorstand ist unter Befreiung von den Beschränkungen 
des § 181 BGB ermächtigt, Änderungen oder Ergänzungen der 
Satzung vorzunehmen, die zur Behebung gerichtlicher oder 
behördlicher Beanstandungen erforderlich oder zweckdien-
lich sind. 

 
 
 
 
 
    (* = juristisch gesehen grob unangemessener Zeitpunkt) 



 

7 von 15 

§ 9 Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet alle zwei 
Jahre statt. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
ist ferner einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse ge-
bietet oder ein Fünftel der Vereinsmitglieder dies 
schriftlich und unter Angabe der Gründe und des Zwecks vom 
Vorstand verlangt. 

(2) Mitgliederversammlungen sind vom Vorstand mindestens eine 
Woche vor dem Versammlungstermin einzuberufen. Mit der 
Einberufung ist gleichzeitig die Tagesordnung mitzuteilen, 
in der die zur Abstimmung gestellten Anträge ihrem wesent-
lichen Inhalt nach zu bezeichnen sind. Das Einladungs-
schreiben gilt als zugegangen, wenn es an die letzte vom 
Vereinsmitglied bekannt gegebene Adresse oder eMail Adres-
se gerichtet ist. Als schriftliche Einladung gilt auch die 
elektronische Post per eMail oder Veröffentlichung auf der 
Vereinshomepage. 

(3) Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt ist jede ord-
nungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung beschlußfä-
hig. Stimmberechtigt sind alle Vereinsmitglieder ab dem 
vollendeten 18. Lebensjahr. 

(4) Bei Beschlüssen und Wahlen entscheidet, soweit die Satzung 
nichts anderes vorschreibt, die einfache Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen. Zu einem Beschluß, der eine 
Änderung der Satzung enthält, ist eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 
Die Änderung des Vereinszwecks bedarf der Zustimmung von 
neun Zehnteln der stimmberechtigten Vereinsmitglieder. 

(5) Die Mitgliederversammlung wird von einem Mitglied des 
Vorstands geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, 
bestimmt die Versammlung den Leiter. 

(6) Die Art der Abstimmung wird durch den Versammlungsleiter 
festgelegt. Eine geheime, schriftliche Abstimmung hat je-
doch zu erfolgen, wenn ein Drittel der erschienenen Mit-
glieder dies beantragt. 

(7) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende 
Angelegenheiten zuständig: 
a) Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstandes, 
b) Wahl und Abberufung des Kassenprüfers und Entgegen-

nahme des Kassenberichtes, 
c) Beschlussfassung über Änderung der Satzung, über Ver-

einsauflösung und über Vereinsordnungen, 
d) Beschlussfassung über das Beitragswesen, 
e) Beschlussfassung über die Rücklagenbildung, 
f) Beschlussfassung über die Ernennung von Ehrenmitglie-

dern auf Vorschlag des Vorstandes, 
h) weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der Satzung 

oder nach Gesetz ergeben bzw. Gegenstand der Tages-
ordnung sind. 

(8) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine 
Niederschrift aufzunehmen, die vom Versammlungsleiter und 
vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
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§ 10 Kassenprüfung 

Der in der Mitgliederversammlung gewählte Kassenprüfer 
überprüft die Kassengeschäfte des Vereins in rechnerischer 
und sachlicher Hinsicht. Dem Kassenprüfer sind sämtliche 
relevante Unterlagen und Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Über das Ergebnis ist in der Mitgliederversamm-
lung zu berichten.  

 

§ 11 Haftung 

(1) Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren 
Vergütung die in § 3 Nr. 26 und § 3 Nr. 26 a EStG vorgese-
henen Höchstgrenzen im Jahr nicht übersteigt, haften für 
Schäden gegenüber Mitgliedern und gegenüber dem Verein, 
die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verur-
sachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässikeit 

 
(2) Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenver-

hältnis nicht für fahrlässig verursachte Schäden, die Mit-
glieder bei der Ausübung des Sports, aus der Teilnahme bei 
Vereinsveranstaltungen oder durch die Benutzung von Anla-
gen oder Einrichtungen des Vereins erleiden, soweit solche 
Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt 
sind. 
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§ 12 Datenschutz 

(1) Zur Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben des Vereines 
und der Verpflichtungen, die sich aus der Mitgliedschaft 
im Bayerischen Landes Sportverband (BLSV) und aus der Mit-
gliedschaft in dessen zuständigen Sportfachverbänden erge-
ben, werden im Verein unter Beachtung der recht-lichen 
Vorschriften, insbesondere der EU-Datenschutz-grund-
verordnung (DSGVO) sowie des Bundesdatenschutz-gesetzes 
neue Fassung (BDSG) folgende personenbezogene Daten von 
Vereinsmitgliedern (von Funktionsträgern und Schiedsrich-
tern,...)digital gespeichert: Name, Adresse, Telefonnum-
mer, eMailadresse, Geburtsdatum, Bankverbin-dung, Ein-
trittsdatum). 

Die digitale Erfassung der Daten erfolgt unter der Maßga-
be, dass die Mitglieder mit der Beitrittserklärung zustim-
men.  

(2) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für 
den Verein Tätigen ist es untersagt, personen-bezogene Da-
ten unbefugt zu anderen als dem zur jeweiligen Aufgabener-
füllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, 
Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese 
Pflicht besteht auch nach dem Ausscheiden des Mitglieds 
aus dem Verein fort. 

(3) Als Mitglied des Bayerischen Landes-Sportverbandes ist der 
Verein verpflichtet, im Rahmen der Bestandsmeldung folgen-
de Daten seiner Mitglieder an den BLSV zu melden: Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Geschlecht, Sportartenzu-
gehörigkeit. Die Meldung dient zu Verwaltungs- und Organi-
sationszwecken des BLSV. Soweit sich aus dem Betreiben be-
stimmter Sportarten im Verein eine Zuordnung zu bestimmten 
Sportfachverbänden ergibt, werden diesen für deren Verwal-
tungs-und Organisationszwecke bzw. zur Durchführung des 
Wettkampfbetriebes die erforderlichen Daten betroffener 
Vereinsmitglieder im folgenden Umfang ebenfalls zur Verfü-
gung gestellt: Name, Vorname, Geburtsdatum, Geschlecht, 
Sportartenzugehörigkeit. 

(4) Zur Wahrnehmung satzungsgemäßer Mitgliederrechte kann bei 
Verlangen der Vorstand gegen die schriftliche Versiche-
rung, dass die Adressen nicht zu anderen Zwecken verwendet 
werden, Mitgliedern (Funktionsträgern, Schiedsrich-
tern,...) bei Darlegung eines berechtigten Interesses Ein-
sicht in das Mitgliederverzeichnis gewähren. 

(5) Im Zusammenhang mit seinem Sportbetrieb sowie sonstigen 
satzungsgemäßen Veranstaltungen veröffentlicht der Verein 
personenbezogene Daten und Fotos seiner Mitglieder in sei-
ner Vereinszeitung sowie auf seiner Homepage und übermit-
telt Daten und Fotos zur Veröffentlichung an Print- und 
Telemedien sowie elektronische Medien. 
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(6) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Aner-
kennung dieser Satzung stimmen die Mitglieder der Verar-
beitung (Erheben, Erfassen, Organisieren, Ordnen, Spei-
chern, Anpassen, Verändern, Auslesen, Abfragen, Verwenden, 
Offenlegen, Übermitteln, Verbreiten, Abgleichen, Verknüp-
fen, Einschränken, Löschen, Vernichten) ihrer personenbe-
zogenen Daten in dem vorgenannten Ausmaß und Umfang zu. 
Eine anderweitige, über die Erfüllung seiner satzungsgemä-
ßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende Datenverwendung ist 
dem Verein - abgesehen von einer ausdrücklichen Einwilli-
gung – nur erlaubt, sofern er aufgrund einer rechtlichen 
Verpflichtung, der Erfüllung eines Vertrages oder zur Wah-
rung berechtigter Interessen, sofern nicht die Interessen 
der betroffenen Personen überwiegen, hierzu verpflichtet 
ist. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft. 

(7) Jedes Mitglied (Funktionsträger, Übungsleiter, Wettkampf-
richter,...)hat im Rahmen der rechtlichen Vorschriften, 
insbesondere der DSGVO und des BDSG, das Recht auf Aus-
kunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten, deren 
Empfänger und den Zweck der Speicherung sowie auf Berich-
tigung, Löschung oder Sperrung, Einschränkung, Widerspruch 
und Übertragbarkeit seiner Daten. 

(8) Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden personenbezogene 
Daten gelöscht, sobald ihre Kenntnis nicht mehr erforder-
lich ist. Daten, die einer gesetzlichen oder satzungsmäßi-
gen Aufbewahrungspflicht unterliegen, werden für die wei-
tere Verwendung gesperrt und nach Ablauf der Aufbe-
wahrungspflicht entsprechend Satz 1 gelöscht. 

(9) Die vereinsund personenbezogenen Daten werden durch geeig-
nete technische und organisatorische Maßnahmen vor dem Zu-
griff Dritter geschützt. 

 

§ 13 Auflösung des Vereins 

(1) Der Verein kann durch Beschluß der Mitgliederversammlung 
aufgelöst werden, soweit diese Mitgliederversammlung ei-
gens zu diesem Zweck einberufen worden ist, und mindestens 
zwei Drittel der Vereinsmitglieder anwesend sind. 

 Ist die Mitgliederversammlung nicht beschlußfähig, so ist 
innerhalb von vier Wochen erneut eine Mitgliederversamm-
lung einzuberufen, die unabhängig von der Anzahl der anwe-
senden Mitglieder beschlußfähig ist. Darauf ist bei der 
Einladung zur erneuten Mitgliederversammlung hinzuweisen. 

(2) Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von neun Zehn-
teln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(3) Die Liquidation erfolgt durch die zum Zeitpunkt der Auflö-
sung amtierenden Vorstandsmitglieder. 

(4) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall 
des bisherigen Zwecks fällt das Vermögen des Vereins an 
die Stadt Straubing, die das Vermögen unmittelbar zur För-
derung des Kindergartens Ittling zu verwenden hat. 
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§ 14 Sprachregelung 

Wenn im Text der Satzung oder Ordnungen des Vereines bei Funk-
tionsbezeichnungen die weibliche oder männliche Sprachform 
verwendet wird, so können, unabhängig davon, alle Ämter von 
Frauen und Männern besetzt werden. 

 

Straubing, den 17.03.2019 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Präambeln zur Vereinssatzung 
 

A. Finanzordnung 
B. Beitragsordung 
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A. FINANZORDNUNG 
 
§ 1 Grundsätze, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

1. Der Verein ist nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit zu 
führen. Die Aufwendungen müssen in einem wirtschaftlichen Ver-
hältnis zu den erwarteten und erzielten Erträgen stehen. 

2. Für den Gesamtverein und für jede Abteilung gilt generell das 
Kostendeckungsprinzip. 

3. Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden. Die Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft 
als Mitglieder hieraus keine Zuwendungen. 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 
fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begüns-
tigt werden. 

 
§ 2 Haushaltsplan 

1. Für jedes Geschäftsjahr muss vom Vorstand ein Haushaltsplan 
festgelegt werden. 

2. Die Haushaltsplanentwürfe sind bis zum 15.08. für das folgende 
Spieljahr beim Vorsitzenden einzureichen. 

4. Die Beratungen über die Entwürfe finden bis Ende September des 
laufenden Jahres statt. 

5. Vom Verein werden folgende Verwaltungsaufgaben übernommen und im 
Hausaltsplan aufgeführt: 

5.1 Sportstättenbenutzungsgebühren für Training und Spielbetrieb. 
5.2 Anstellung voll- und teilzeitbeschäftigter Mitarbeiter. 
5.3 Anschaffung für langlebige Sportgeräte und Investitionsgüter. 
5.4 Beiträge an die Dachverbände des Vereins. 
5.5 Versicherungen und Steuern. 
5.6 Aufwendungen für Ehrungen nach der Ehrungsordnung. 
5.7 Kosten der Geschäftsstelle. 
5.8 Kosten der Geschäftsführung. 
5.9 Betriebs- und Energiekosten. 
5.10 Kosten für die Durchführung von Wettkämpfen. 
5.11 Kosten für die Übungsleitervergütung/Trainer. 
5.12 Kosten für die Anschaffung von Sportgeräten. 
5.13 Kosten für die Anschaffung von Sportkleidung. 
5.14 Werbekosten. 
5.15 Strafgelder. 
5.16 Beiträge an die Fachverbände, Startgebühren, Sanitätskosten und 

Spielrundengebühren. 
5.17 Geschenke. 
5.18 Gesellige Vereinsveranstaltungen. 
5.19 Trainingslager, Ausflüge o.Ä. 
5.20 Übungsleiter- und Schiedsrichterausbildung. 
5.21 Reisekosten zur Teilnahme an Lehrgängen und Tagungen. 
5.22 Kontoführungsgebühren 
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§ 3 Jahresabschluss 

1. Im Jahresabschluss müssen alle Einnahmen und Ausgaben des Ver-
eins für das abgelaufene Geschäftsjahr nachgewiesen werden. Im 
Jahresabschluss muss darüber hinaus eine Schulden- und Vermö-
gensübersicht enthalten sein. 

2. Der Jahresabschluss ist vom gewählten Kassenprüfer gem. § 10 der 
Vereinssatzung zuprüfen. 

 
§ 4 Verwaltung der Finanzmittel 

1. Alle Finanzgeschäfte werden über die Vereinskasse abgewickelt. 
2. Der Kassier verwaltet die Vereinskasse. 
3. Zahlungen werden vom Kassier nur geleistet, wenn sie nach § 6 

dieser Finanzordnung ordnungsgemäß ausgewiesen sind und im Rah-
men des Haushaltsplans noch ausreichende Finanzmittel zur Verfü-
gung stehen. 

4. Der Kassier ist für die Einhaltung des Haushaltsplans verant-
wortlich. 

5. Sonderkonten bzw. Sonderkassen können vom Vorstand auf Antrag 
für Ausnahmefälle und zeitlich befristet genehmigt werden (z. B. 
bei Großveranstaltungen, Ausflüge, etc.). Die Abrechnung der 
Einnahmen und Ausgaben ist durch den Kassier vorzunehmen. Die 
Auflösung der Sonderkassen muss in diesen Fällen spätestens zwei 
Monate nach Beendigung der Veranstaltung erfolgen. 

 
§ 5 Erhebung und Verwendung der Finanzmittel 

1. Alle Mitgliedsbeiträge, Sportstättenbenutzungspauschalen und 
Strafgelder werden vom Gesamtverein erhoben.  

2. Werbung muss aus steuerlichen Gründen direkt über die Vereins-
kasse abgerechnet werden. 

3. Die Finanzmittel sind entsprechend § 2 dieser Finanzordnung zu 
verwenden. 

 
§ 6 Zahlungsverkehr 

1. Der gesamte Zahlungsverkehr wird vorwiegend bargeldlos abgewi-
ckelt. 

2. Über jede Einnahme und Ausgabe muss ein Beleg vorhanden sein. 
Der Beleg muss den Tag der Ausgabe, den zu zahlenden Betrag, die 
Mehrwertsteuer und den Verwendungszweck enthalten. 

3. Bei Gesamtabrechnungen muss auf einem Deckblatt die Zahl der 
Unterbelege vermerkt werden. 

4. Die bestätigten Rechnungen sind beim Kassier unter Beachtung von 
Skontofristen, rechtzeitig zur Begleichung einzureichen. 

5. Wegen des Jahresabschlusses sind Barauslagen zum 31.12. des 
auslaufenden Jahres beim Kassier abzurechnen. 

6. Zur Vorbereitung von Veranstaltungen können Vorschüsse in Höhe 
des zu erwartenden Bedarfs gewährt werden. Diese Vorschüsse sind 
spätestens einen Monat nach Beendigung der Veranstaltung abzu-
rechnen. 

 
§ 7 Eingehen von Rechtsgeschäften 

1. Das Eingehen von Rechtsgeschäften im Rahmen des Haushaltsplans 
ist im Einzelfall vorbehalten: 

1.1 Dem 1.Vorsitzenden oder dem Kassier bis zu einer Summe von EURO 
2.500. 

1.2 Dem Vorstand bis zu einem Betrag von EURO 9.999. 

1.3 Der Kassierer ist berechtigt, Verbindlichkeiten für den Büro- 
und Verwaltungsbedarf einzugehen. 
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1.4 Der Mitgliederversammlung bei einem Betrag von mehr als EURO 
10.000. 

2. Verbindlichkeiten dürfen nur vom Vorstand eingegangen werden. 
Andere Vereinsmitglieder, die hiergegen verstossen, können auf 
Beschluss der Mitgliederversammlung in Regress genommen werden. 

3. Es ist unzulässig, einen einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang 
zu teilen, um dadurch Zuständigkeiten für die Genehmigung der 
Ausgaben zu begründen. 

 
§ 8 Inventar 

1. Zur Erfassung des Inventars ist von der Geschäftsstelle ein 
Inventarverzeichnis anzulegen. 

2. Es sind alle Gegenstände aufzunehmen, die nicht zum Verbrauch 
bestimmt sind. 

3. Die Inventarliste muss enthalten: 
4. Bezeichnung des Gegenstands mit kurzer Beschreibung oder Inven-

tarnummer, 
5. Anschaffungsdatum, 
6. Bezeichnung des Gegenstandswerts, 
7. Anschaffung und Zeitwert, 
8. Aufbewahrungsort. 
9. Gegenstände, die ausgesondert werden, sind mit einer kurzen 

Begründung anzuzeigen. 
10. Alle zwei Jahre ist jeweils zum 01.01. vom Vorstand hinsichtlich 

des Gesamtvereins eine Inventurliste vorzulegen. 
11. Sämtliche vorhandenen Werte (Barvermögen, Inventar, Sportgeräte 

usw.) sind alleiniges Vermögen des Vereins. Dabei ist es gleich-
gültig, ob sie erworben wurden oder durch Schenkung zufielen. 

12. Unbrauchbares bzw. überzähliges Gerät und Inventar sind mög-
lichst gewinnbringend zu veräußern. Der Erlös muss je nach Zu-
ordnung des Gerätes bzw. Inventars gemäß Inventarliste der Kasse 
des Gesamtvereins oder der Abteilung unter Vorlage eines Belegs 
zugeführt werden. Über verschenkte Gegenstände ist ein Beleg 
vorzulegen. 

 
§ 9 Zuschüsse 

1. Zuschüsse der Kommune und anderer öffentlicher wie privater 
Stellen fließen dem Verein zu, es sei denn, die den Zuschuss ge-
währende Stelle hat eine andere Bestimmung getroffen. 

2. Nicht zweckgebundene Zuschüsse der Kommune und anderer öffentli-
cher wie privater Stellen werden im Rahmen der Haushaltsplanbe-
ratung verwendet. 

3. Jugendzuschüsse sind für die Jugendarbeit zu verwenden. 
 
§ 10 Beitragsermäßigung/Beitragsnachlass 

 Sozialhilfeempfängern und finanziell schwächer Gestellten kan-
nauf Antrag und nach Beschlussfassung des Vorstands Beitrags-
ermäßigung/Beitragsnachlass gewährt werden. 

 
§ 11 In-Kraft-Treten 

 Diese Finanzordnung tritt mit ihrer Verabschiedung durch Be-
schluss der Mitgliederversammlung in Kraft. 
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B. BEITRAGSORDNUNG 
 
Die Mitgliederversammlung des Vereins  
 

Schlittschuhclub Kondor Ittling e.V.  
 

hat am 17. März 2018 folgende Beitragsordnung beschlossen: 

 
1. Alle Vereinsmitglieder ab dem vollendeten 18. Lebensjahr zahlen 

einen Mitgliedsbeitrag.  
 

2. Der Mitgliedsbeitrag wird jährlich erhoben.  
 

3. Alle Aktiven und Teilaktiven Vereinsmitglieder ab dem voll-
endeten 18. Lebensjahr zahlen, soweit sie nicht beitragsbefreit 
sind, Sportstättenbenutzungsgebühren. 
Die Sportstättenbenutzungsgebühren werden saisonal erhoben. 
 

4. Ehrenmitglieder sind von der Beitragszahlung befreit. 
 

5. Die Mitgliedsbeiträge werden jeweils im Zeitraum zwischen Januar 
und April des laufenden Jahres eingezogen.  
 

6. Das Mitglied erteilt dem Verein hierfür ein SEPA-
Lastschriftmandat. 
 

7. Der jährliche Mitgliedsbeitrag beträgt: 
7.1 Für Erwachsene (ab dem vollendeten 18. Lebensjahr): 

a) Aktive Mitgliedschaft  EURO 66,00 
b) Teilaktive Mitgliedschaft EURO 20,00 
c) Passive Mitgliedschaft  EURO 20,00 

7.2 Kinder und Jugendliche sind beitragsfrei. 
 
8. Die saisonabhängige Sportstättenbenutzungsgebühr beträgt: 
 Für aktive Mitglieder   EURO 105,00 
 Für teilaktive Mitglieder  EURO 105,00 

 
9. Bei unterjährigem Eintritt erfolgt die Erhebung der Mitglieds-

beiträge und Sportstättenbenutzungsgebühren jeweils anteilig. 
 
10. Der Verein erhebt keine Aufnahmegebühr. 

 
11. Es können Umlagen und/oder Sachleistungen von den Mitgliedern 

erhoben werden. Die Erhebung von Umlagen und/oder Sachleistungen 
muss von der Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

 
12. Es können Strafgelder entsprechend des aktuellen Strafenkata-

logs von den Mitgliedern erhoben und eingezogen werden. 
 
13. Diese Beitragsordnung kann - bei dringender Notwendigkeit - vom 

Vorstand per Beschluss geändert werden. Der Vorstand hat Ände-
rungsbeschlüsse bezüglich dieser Beitragsordnung in der nächsten 
Mitgliederversammlung vorzulegen. 

 


